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Dienstleister für die ParteiFront gegen Zwängerei Gesichter für die Evp3 8

Der neue und der scheidende 
Generalsekretär im Interview über 
Herausforderungen, Erfolge, Bau-
stellen und Träume.

35 Organisationen tre-
ten gegen die stossende 
Durchsetzungsinitiative 
an, auch die EVP.

Gestalten Sie mit! Geben 
Sie der EVP in den Sekti-
onen vor Ort ein Gesicht 
- Ihr Gesicht!

4 - 5

Par­tei­prä­si­den­tin und EVP-​Nationalrätin Mari­anne Streiff 
stellte klar: «Das Bundesgericht hat die Benachteiligung 
von Verheirateten bereits 1984 unmissverständlich gerügt. 

Geschehen ist seither wenig!» Noch immer gibt es etwa 80.000 
Ehepaare, die von der Heiratsstrafe, also der steuerlichen Mehrbe
lastung von Ehepaaren gegenüber nicht ehelichen Lebensgemein
schaf­ten in glei­chen Ver­hält­nis­sen, betroffen sind. Hinzu kommt 
eine willkürliche Plafonierung von 150 Prozent für Ehepaare bei 
der AHV, die in jedem Fall diskriminierend und unfair ist. Die 
EVP for­dert die Abschaff ung die­ser Unge­rech­tig­kei­ten bereits seit 
langem in ihrem Parteiprogramm. «Mit einem Ja zur Initiative 
werden Bundesrat und Parlament beauftragt, endlich gerechte 
Lösun­gen zur Abschaff ung der Hei­rats­strafe zu erar­bei­ten und in 

Kraft zu set­zen», unter­strich Streiff. Der umstrit­tene Ehe­be­griff 
im Initia­tiv­text ent­spricht laut Streiff der gän­gi­gen Defi­ni­tion der 
Ehe, die auch die EVP teile. Mit der Abstimmung über die neue 
Bundesverfassung war die Ehe in Übereinstimmung mit Artikel 
12 der Europäischen Menschenrechtskonvention von Bundesrat, 
Parlament und Volk in diesem traditionellen Sinn interpretiert und 
fest­ge­legt wor­den. Um die Ehe für gleich­ge­schlecht­li­che Part
ner­schaf­ten zu öff­nen, bräuchte es eine Ver­fas­sungs­än­de­rung via 
Volksabstimmung. Mit 95 Ja– zu 10 Nein-​Stimmen bei 4 Enthal
tungen folgten die Delegierten dem Votum ihrer Parteipräsidentin.

EVP will die Heiratsstrafe  
endlich abschaffen

An ihrer 2. ausserordentlichen Delegiertenversammlung von Ende November 2015 in Frauenfeld hat die 
EVP die Ja-​Parole für die Volksinitiative «Für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe» beschlossen. Sie 
will endlich gerechte Lösungen zur Abschaffung der Heiratsstrafe, die Ehepaare seit Jahrzehnten bei Steu-
er und Rente benachteiligt.

von Dirk Meisel, Leiter Kommunikation EVP
dirk.meisel@evppev.ch
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Des Volkes Wille???

In drei Wochen ist Abstim-
mungssonntag.  Gleich über 
drei Volksinitiativen und ein 
Referendum darf beziehungs-
weise muss das Volk ent-
scheiden. Abstimmungen sind 

fundamentale Rechte unseres 
Volkes.  

Aber wer ist denn nun eigentlich 
«das Volk»? Das Schweizervolk? Die 

Bevölkerung? Die Stimmberechtigten? Diejenigen, die an der 
Abstimmung tatsächlich teilnehmen? Oder die obsiegende 
Mehrheit?  Nach Leseart jener Partei, die uns die meisten 
Volksinitiativen beschert, ist es diese obsiegende Mehrheit, 
die dann als des Volkes Willen bezeichnet und propagiert 
wird. 
Bezieht man diese Mehrheit jedoch auf das Schweizervolk, so 
beträgt sie zwischen 19 und 23 Prozent. 
Wenn also nach Wahlgängen vom Willen des  Souveräns die 
Rede ist, dann sind es gerade einmal diese rund 20 Prozent. 
Die Ausschaffungsinitiative wurde von 52,3 Prozent der Ab-
stimmenden angenommen. Nach gängiger Demokratie-Us-
anz das Volksmehr. Und dieses ist ohne Wenn und Aber zu 
akzeptieren. Auch wenn  - wie in jüngerer Zeit des Öfteren 
– Initiativen zur Abstimmung gelangen, die an sich  gar 
nicht angenommen werden dürften. Zitat von  René Rhinow, 
emeritierter Professor für öffentliches Recht: «Sowohl die 
Ausschaffungs- und erst recht die Durchsetzungsinitiati-
ve verstossen nicht nur gegen Grundrechte, sondern auch 
gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung, indem sie die 
Rechtsanwendung – die eigentlich der Verwaltung und dem 
Richter zusteht – im konkreten Einzelfall bereits auf Verfas-
sungsstufe pauschal und ohne Rücksicht auf die konkreten 
Umstände und ein vorwerfbares Verschulden vorwegnehmen 
wollen.» 
Die Durchsetzungsinitiative degradiert unsere Richterin-
nen und Richter zu Vollstreckungsbeamten und schliesst 
das Bundesgericht in gewissen Fällen sogar aus. Solches 
«Recht» darf kein Volksmehr erzielen. Deshalb stimmen 
wir von der EVP am 28. Februar 2016 hier geschlossen NEIN. 
Danke!  

Herzlich  
Ihre

Marianne Streiff 
Präsidentin der EVP Schweiz
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www.facebook.com/evppev

evp auf social Media

@evppev

Beschlossen von den Delegiertenversammlungen 
der EVP Schweiz vom 5. September und 28. No-
vember 2015 in Oberburg und Frauenfeld für die 
Volksabstimmung vom 28. Februar 2016.

Parolen

Originalton

«Die Durchsetzungsinitiative ist unfair, verstösst 
gegen Grund- und Menschenrechte und bedroht 
unsere Demokratie.» 
@DSI_Nein in einem Tweet vom 14. Januar 2016

Tweet von Durchsetzungsinitiative Nein

«In einer kleinen Partei wie der EVP stehen die 
Leute nicht Schlange für die Ämter. Es braucht 
Personen, die für Stimmen sorgen.» 
Der Bund vom 21. Januar 2016 
Renate Löffel präsidiert in Münchenbuchsee 2016 das Gemein-
deparlament.

Interview mit Renate Löffel, Präsidentin EVP 
Münchenbuchsee

JA zur Volksinitiative 
«Für Ehe und Familie – 
gegen die Heiratsstra-
fe» 

ja

JA zur Volksinitiative 
«Keine Spekulation mit 
Nahrungsmitteln!»

ja

änderung des Bundes-
gesetzes über den Stras-
sentransitverkehr -  
2. Gotthard-Röhre 

nein

 
Durchsetzungsinitiative 
zur Ausschaffung krimi-
nieller Ausländer

nein

«De würd d Bundesrätin Marianne Streiff im VBS 
d Armee haubieren ... . U statt i Kampfflüger würd 
sie i d Flüchtlingshiuf u i d Entwickigszämenar-
beit investiere, u d Waffenausfuer würd si stop-
pe u überhoupt meh füre Fride machen aus füre 
Chrieg, u zäme mit em Dienschreglemänt würd d 
Bärgpredig verteilt.» 
Däpp sinnierte darüber, was sich politisch alles ändern würde, 
wenn die EVP im Nationalrat 65 und die andere Volkspartei nur 
2 Sitze erhalten hätte. 

Kabarettist Heinz Däpp am Club 1000 Event 
vom 27. November 2015
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Wollen Sie über Ihren 
Tod hinaus Gutes tun?

Helfen und Sinn sti ft en
Ihr Legat oder Ihre Spende helfen, dass wir unsere Arbeit unter den 
Ärmsten weiterhin tun können. Verlangen Sie unseren Testaments-Ratgeber.

Hohlstrasse 192, 8004 Zürich, Tel. 043 336 50 80 
www.swsieber.ch, info@swsieber.ch, Spendenkonto 80-40115-7

Sozialwerke Pfarrer Sieber
auffangen – betreuen – weiterhelfen
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Eine politische Kraft
Dankbarkeit ist keineswegs 
nur reine Höflichkeit. Sie 
ist eine Kraft, die unsere 
Mitmenschen ermutigt, die 
Wertschätzung und Lebens-
freude schenkt. Mehr noch: 
Sie kann zum Lebensstil 
werden, der uns selbst, un-
sere Familien und Beziehun-
gen, unsere Nachbarschaf-
ten, die Gemeinde, ja sogar 
ganze Stadtteile verändern 
kann. Denn: «Dankbare 
Menschen prägen das Le-
bensklima ihrer Umgebung» 
(Anja Gundlach). Und sie 
kann zur Richtschnur und 
zum Motor unseres - gerade 
auch politischen - Handelns 
werden. Wenn ich für etwas 
dankbar bin, kann ich dieses 
wertvolle Gut unmöglich 
einem anderen vorenthal-
ten. Wir sind dankbar für 
den Reichtum in unserem 
Land - wie können wir dann 
die Gelder für die Entwick-
lungshilfezusammenarbeit 
streichen? Wir sind dankbar 
für unseren Rechtsstaat mit 
seiner Verhältnismässig-
keit und seiner Gleichbe-
handlung - wie können wir 
für Initiativen stimmen, 
die genau diese wertvollen 
Errungenschaften anderen 
vorenthalten wollen? Können 
wir noch Nein sagen, wenn 
jahrzehntelange Diskrimi-
nierung von Ehepaaren bei 
Steuer und Rente endlich 
abgeschafft werden soll? Ja, 
Dankbarkeit ist mehr als 
reine Höflichkeit. In diesem 
Sinne wünsche ich uns privat 
und politisch ein neues Jahr 
voller Dankbarkeit. 

Kommentar

Dirk Meisel
leiter Kommunikation EVP 
dirk.meisel@evppev.ch

Initiativen

Ebenfalls bereits im Sep-
tember 2015 in Oberburg 
hatten die  EVP-​Delegier-

ten mit 108 Nein zu 25 Ja Stim
men bei 2 Enthaltungen gegen 
die Änderung des Bundesgeset
zes über den Strassentransit
verkehr zum Bau einer zweiten 
Röhre im Gotthard-​Strassen-
tunnel  gestimmt. Sie sprachen 
sich damit gegen eine Verdop-
pelung des Verkehrsaufkom-
mens auf der Nord-Südachse 
und für den Schutz der Alpen 
aus. (dm)

Gotthard

Üble und unnötige zwängerei

Auch die Delegierten der 
EVP Schweiz hatten die 
SVP-Initiative bereits 

im September in Oberburg mit 
überwältigendem Mehr als Ver-
trauensbruch gegenüber dem 
Parlament und menschenver-
achtend bachab geschickt.  An 
der Medienkonferenz der drei 
NEIN-Komitees Anfang diesen 
Jahres brandmarkte EVP-Prä-
sidentin Marianne Streiff die 
Initiative als üble Zwängerei: 
«Die Durchsetzungsinitiati-
ve ist unnötig und würde den 
Rechtsstaat unterhöhlen.» Das 

An der 2. ausseror
dentlichen Delegier
tenversammlung in 

Frauenfeld hat die EVP Ende 
November 2015 die Ja-​Parole 
für die Volksinitiative «Keine 
Spekulation mit Nahrungs
mitteln!» beschlossen. Die 
Initiative mache aus Sicht der 
Delegierten kleine Schritte in 
Richtung der Anliegen der EVP 
Gerechtigkeit, Nachhaltig
keit und Menschenwürde. Die 
Initiative fordert, dass Finanz
akteure mit Sitz oder Nieder
lassung in der Schweiz nicht 

Symbol gegen den hunger

NR Marianne Streiff auf der Medienkonferenz der Gegner.

Alle Parteien ausser der SVP, viele Nichtregierungs- und Menschenrechts-
organisationen sowie Wirtschaft und Gewerkschaften lehnen die Durchset-
zungsinitiative als unnötig, nicht verhältnismässig und unschweizerisch ab. 

Parlament hat die Ausschaf-
fungsinitiative fristgerecht 
umgesetzt. Die beschlossene 

Härtefallklausel dient allein zur 
Wahrung des absoluten recht-
staatlichen Minimums. (dm)

mehr mit Nahrungs
mitteln spekulieren 
dürfen. In der Dis
kussion sprachen sich 
die Delegierten dafür 
aus, dass die EVP 
hier in der Schweiz 
den Menschen in den 
Entwicklungsländern 
eine Stimme geben 
müsse, die keine hät
ten. Initiativen hätten 
immer auch Sym
bolcharakter. Mit 86 
Ja– zu 15 Nein-​Stimmen bei 9 
Enthaltungen sprachen sich die 

Delegierten für die Initiative 
aus. (dm)
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Neutralität, Jugendgewalt oder 
Armut. Und schliesslich die 
Verstärkung der Parteistruk-
turen durch die Expansion in 
die Westschweiz und in tradi-
tionelle katholische Regionen, 
die Gründung der *jevp oder die 
Bildung des KMU-Netzwerks. 
 

Gab es auch schwierige Situ-
ationen und wie habt ihr sie 
gemeistert?
Aus Sicht der Partei zählen 
sicherlich der Verlust des drit-
ten Nationalratsmandates im 
Aargau sowie der Rückgang des 
Stimmenanteils durch das Er-
starken der neuen Mitte zu den 
ernüchternden Momenten. 
 

Wenn du deine Zeit als Gene-
ralsekretär Revue passieren 
lässt: Hat sich die EVP im 
Laufe der Jahre verändert und 
wie würdest du diese Verände-
rungen einschätzen? 
Grundausrichtung und Wer-
tebasis der EVP sind Gott sei 
Dank gleich geblieben. Und das 
ist gut so! Beim Lesen von Do-

Joel, du hast als Generalsekre-
tär die EVP während 14 Jahren 
durch mehrere Legislaturperi-
oden geführt. Welche Höhe-
punkte werden dir in Erinne-
rung bleiben?
Ich würde drei Höhepunkte 
nennen: Einerseits die acht 
Jahre, in denen die EVP die 
Mehrheit der Evangelisch-un-
abhängigen bzw. später der 
EVP/EDU-Fraktion stellen 
konnte und ihre nationa-
le Präsenz damit beachtlich 
war. Dann die gut besuchten 
und spannenden Bettagskon-
ferenzen und Fokustage zu 
Themen wie Islam, Asylpolitik, 
christliche Weltanschauung, 

kumenten aus der Gründungs-
zeit der EVP fällt einem auf, 
dass sich das Selbstverständnis 
und Verankerung der Partei 
auf den biblischen Werten mit 
Ausnahme vielleicht der Wort-
wahl nicht verändert haben. 
Auf der anderen Seite ist die 
politische Positionierung der 
EVP aber immer eine politische 

Momentaufnahme derjenigen 
Positionen, welche die aktuell 
in der EVP engagierten Men-
schen vertreten. Darum wird 
die Positionierung der EVP mal 
etwas mehr links oder rechts 
der Mitte wahrgenommen.
 
Wo siehst du die Stärken und 
Potenziale der EVP? Was sollte 

sie aus deiner Sicht beibehal-
ten und stärken?
Smartvote-Auswertungen zei-
gen, dass viel mehr Wählende 
mit der EVP-Politik überein-
stimmen als letztlich die EVP 
dann wählen. Daran wird deut-
lich, dass die EVP ihren Platz 
im Politsystem auch künftig 
haben wird. Ihre ausgewogene, 
lösungsorientierte und verbin-
dende Art des Politisierens ist 
zwar glaubwürdig und mehr-
heitsfähig, geht aber leider zu 
oft im Getümmel der Extrem-
positionen unter. Ein grosses 
Potenzial sehe weiter ich bei 
katholischen Christen, die sich 
zusehends von ihrer ange-
stammten Partei nicht mehr 
vertreten fühlen und in der EVP 
als Hüterin christlicher Werte 
eine neue politische Heimat 
finden.
 
Welche Herausforderungen 
und Baustellen siehst du kurz- 
und mittelfristig für die EVP 
und damit auch für Dominik?
Eine grosse Herausforderung 
stellt die heutige Tendenz zur 
Unverbindlichkeit und Kurzat-
migkeit dar. Dadurch wird die 
Besetzung von Parteiämtern 
oder öffentlichen Mandaten 
immer schwieriger. Und wäh-
rend man früher der EVP bis 
ans Lebensende als Mitglied 
treu blieb, treten heute viele 
nach geringsten Unstimmig-
keiten sofort wieder aus. Der 
Aufbau neuer und die Konsoli-

Stabswechsel

tREUE DIENSTLEISTER 
FÜR DIE pARTEI

«Eine grosse Herausforderung 
stellt die heutige Tendenz zur Un-
verbindlichkeit und Kurzatmigkeit 
dar. »

Nach 14 Jahren im Amt übergibt Joel Blunier sein Amt an Dominik Währy. Der alte 
und der neue Generalsekretär über Erfolge und Herausforderungen, Baustellen 
und Träume für eine fast 100-jährige Partei.

Joel Bluniers Rat für Dominik Währy: Das Wichtigste ist die Fähigkeit, Menschen zu verstehen, sie 
zu verbinden und zu ermutigen, sie zu inspirieren und sie zum Engagement zu begeistern.

Joel Blunier, 41 
verheiratet, drei Kinder, 
wohnhaft in Bern,  Politik-
wissenschaftler, Lehrer, 2002 
- 2016 Generalsekretär der EVP 
Schweiz
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Was hast du dir für die ersten 
100 Tage im Amt vorgenom-
men?
Da gibt’s für mich drei Dinge: 
Erst einmal geht es darum, 
den einwandfreien Betrieb des 
Generalsekretariats nahtlos 
sicherzustellen. Darüber hin-
aus möchte ich möglichst viele 
EVPler in der ganzen Schweiz 
kennenlernen und die Stim-
mung und Bedürfnisse aufneh-
men. Und schliesslich wird es 
darum gehen, Joels langjähri-
ges Wissen so weit wie möglich 
abzusaugen. 

Worauf freust du dich am 
meisten?

Ganz besonders freue ich mich 
auf zahlreiche Begegnungen 
mit motivierten Menschen und 
darauf, mich beruflich mit ta-
gesaktuellen, gesellschaftsre-
levanten Themen beschäftigen 
zu dürfen.

Gibt es auch Aspekte, vor de-
nen du Respekt hast?
Definitiv. Zum Beispiel vor 
den vielfältigen und oftmals 
komplexen Bedürfnissen und 
Erwartungen der unterschied-

dierung bestehender, vor allem 
kleiner EVP-Sektionen sowie 
die Mitgliederwerbung sind 
daher wichtige Aufgaben in den 
nächsten Jahren. 
 
Wenn Du einen Wunsch frei 
hättest, welcher wäre das?
Ich wünsche mir, dass die EVP 
zum Abschluss des Jubiläums-
jahrs 2019 endlich eine eigene 
Fraktion im Nationalrat bilden 
kann, damit ihre Stimme und 
vor allem ihre „Politik der 
Hoffnung“ national besser zur 
Geltung kommt. 

Welchen Ratschlag würdest du 
Dominik als deinem Nachfol-
ger mit auf dem Weg geben?
Viel wichtiger als politisches 
Know-How ist die Fähigkeit, 
Menschen zu verstehen, sie zu 
verbinden und zu ermutigen, 
sie zu inspirieren, zu unterstüt-
zen und sie zum Engagement zu 
begeistern.

Dominik, du startest am 1. Mai 
deine neue Aufgabe als Gene-
ralsekretär der EVP Schweiz. 
Was treibt einen ausgewiese-
nen Marketing-Fachmann wie 
dich in die Politik?
Es ist tatsächlich nicht pri-
mär mein Verstand, der mich 
zu diesem Schritt bewogen 
hat. In erster Linie ist es ein 
Herzensentscheid, den ich aus 
Leidenschaft getroffen habe. 
Ich freue mich enorm auf die 
zahlreichen Begegnungen 

lichsten Anspruchsgruppen.

Deine Rolle wird die des Ge-
neralsekretärs sein. General 
oder Sekretär – welchen Stil 
dürfen wir erwarten?
Als Generalsekretär stehe ich 
vollamtlich im Dienst der Par-
tei und deren Mitgliedern – so 
sehe ich mich in erster Linie als 
Dienstleister. Ich möchte die 
EVP in ihrer Vision und Mission 
mit den vorhandenen Ressour-
cen bestmöglich unterstützen. 
Gleichzeitig sind gerade diese 
Ressourcen knapp und es ist 
wichtig, entsprechend Pri-
oritäten zu setzen und stets 
Klarheit über die Zielsetzungen 

zu haben. Auch das sehe ich als 
Aufgabe des Generalsekretärs.

Auch an dich die Frage: Wenn 
du träumst, wie sieht dann 
eine ideale EVP im Jubiläums-
jahr 2019 für dich aus? 
Ich träume von mehr EVP und 
davon, dass sie noch mehr 
Christen in der Schweiz zu po-
litischen Aktivitäten begeistern 
kann. Dann soll es ein Riesen-
fest geben und zum Abschluss, 
da träume ich mit Joel syn-
chron, 5 EVP-Nationalräte. 

Stabswechsel

mit Menschen unterschied-
lichster Couleur und auf die 
gesellschaftliche Relevanz der 
Themen, die meinen Alltag 
begleiten werden!

Weshalb musste es für dich die 
EVP sein?
Ich bin überwältigt von der 
Liebe Gottes für uns Men-
schen. Christliche Werte wie 
Nächstenliebe, Solidarität oder 
Gerechtigkeit fordern mich auf, 
von mir selber weg zu schauen 
und vereinfachen so das Zu-
sammenleben. Die EVP ist die 
einzige Partei, die diese Werte 
hervorhebt und sie glaubwür-
dig thematisiert.

Du hast die EVP bisher vor 
allem von aussen erlebt. Wie 
nimmst du sie wahr?
Die EVP ist eine sehr aufge-
schlossene Partei mit einem 
modernen und symphatischen 
Auftritt, die zu vielen Themen 
sehr klar und kompetent Stel-
lung nimmt. Auch die EVPler, 

mit denen ich bisher in Berüh-
rung gekommen bin, sind sehr 
engagiert, gewissenhaft und 
mit sehr viel Herzblut bei der 
Sache.

Interview: Dirk Meisel 
Leiter Kommunikation EVP
dirk.meisel@evppev.ch

«Die EVP ist die einzige Partei, die 
diese Werte hervorhebt und sie 
glaubwürdig thematisiert.»

Der neue und der scheidende Generalsekretär der EVP Schweiz: Dominik Währy und Joel Blunier.

Dominik Währy, 32 
verheiratet, zwei Kinder, Be-
triebswirt, wohnhaft in Bern, 
zuletzt Senior Marktmanager 
bei der PostFinance AG 
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termine 2016

Eidgenössische Volksabstimmung 

18./19.03.

02.04.

28.02.

Forum christlicher Führungskräfte  
Expo Bern

97. ordentliche Delegiertenversamm-
lung der EVP Schweiz 
Buchs AG 

01.04. Zentralvorstand EVP Schweiz 
Aarau
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vorstÖsse

Angesichts eines ange-
spannteren Bundes-
haushalts sah sich der 

Nationalrat in der Beratung 
des Haushaltsentwurfs ver-
anlasst zu sparen 
Paradoxes Sparverhalten
Vor allem die vom Bundesrat 
vorgeschlagenen einschnei-
denden Kürzungen bei der 
Entwicklungszusammen-
arbeit bestätigte der Rat mit 
grossem Mehr. Damit legte 
er leider bereits die Basis für 
die Rahmenkredite 2017 bis 
2020 –  und verabschiede-
te sich damit auf absehbare 
Zeit vom seinem eigenen 0,5 
Prozent-Beschluss. Denn der 
Anteil der öffentlichen Ausga-
ben am Bruttoinlandsprodukt 
dürfte sich so bis 2020 bei 0,47 
Prozent einpendeln. Paradox, 
denn eigentlich erfordert die 
aktuelle Flüchtlingssituation 
einen Spezialeffort gerade auch 
in der langfristigen (Wieder-)
Aufbauhilfe vor Ort. 

Knappes Rot für grüne 
Wirtschaft
Auch die 2 Stimmen der EVP 
konnten den sehr vernünf-
tigen und ausgewogenen 

Gegenvorschlag der Umwelt-
kommissionen beider Räte 
zur Volksinitiative «Grüne 
Wirtschaft» nicht retten (95 
Nein : 92 Ja). Diese eigent-
liche Revision des Umwelt-
schutzgesetzes hätte auf 
moderate Weise einen Fokus 
«Grüne Wirtschaft» festge-
legt – im Gesetz statt in der 
Verfassung. Die Initiative 
fordert einen schonenderen 
Umgang mit Rohstoffen und 
will den ökologischen Fuss-
abdruck der Schweiz deutlich 
reduzieren. 

Nicht enkeltauglich
Maja Ingold entlarvte die 
Volksinitiative AHVplus in 

ihrem Votum vor dem Rat als 
«nicht enkeltauglich». Leid
tragende wären die Kinder 
von heute, die morgen mit 
viel weniger Erwerbstätigen 
viel mehr Rentner tragen 
müssten. Die Initiative ist, 
so Ingold, zudem nicht be-
darfsgerecht. Sie «wirft den 
grössten Teil der 5 Milliarden 
Kosten denen nach, die es 
überhaupt nicht brauchen».

Aus dem Bundeshaus

Die EVP-Nationalrätinnen Marianne Streiff, BE und Maja Ingold, 
ZH, bei ihrer Arbeit im Bundeshaus

Medial standen zwar die Bundesratswahlen im Zentrum der Wintersession 2015. 
Inhaltlich ging es jedoch um schmerzhafte Kürzungen des Bundeshaushalts im 
Bereich der Entwicklungshilfe sowie um die Volksinitiativen Grüne Wirtschaft 
und AHVplus.

www.evppev.ch/ 
SESSIONSBERICHTE

von MARIANNE STREIFF
marianne.streiff@parl.ch

Interpellation 
von Marianne Streiff

Kein Geld für Minen
Die Schweizerische Natio
nalbank (SNB) investiert 
wei­ter­hin in Rüs­tungs­fir
men, die Landminen und 
Streumunition herstellen. 
Dies obwohl sie bereits 
Ende 2013 den Ausstieg 
versprochen hatte. EVP-​
Nationalrätin Marianne 
Streiff-​Feller fragte des­halb 
in einer Interpellation den 
Bundesrat unter anderem, 
ob er die­ses finan­zi­elle 
Engagement der National
bank für ethisch vertretbar 
hält. «Ich will mit meiner 
Interpellation erreichen, 
dass die Nationalbank ihre 
Ankündigung endlich wahr 
macht und sich aus ihrem 
Engagement für Land– und 
Streuminen zurückzieht», 
erläu­tert Streiff.  

Petition

Keine Vertreibung
«Der Kampf gegen die 
systematische Vertreibung 
religiöser Minderheiten 
und gegen die ethnischen 
Säuberungstendenzen 
gehört zuoberst auf die 
Agenda der schweizeri
schen Menschenrechtspo
litik», fordert Marianne 
Streiff. Sie unter­stützt 
eine Petition von mehr als 
40'000 Schweizerinnen und 
Schweizern, die die Men-
schenrechtsorganisation  
CSI (Christian Solidarity 
International) dieser Tage 
beim Bundesrat eingereicht 
hat. 

UND MAJA Ingold
maja.ingold@parl.ch

Schmerzhafter Sparkurs und 
Grüne Wirtschaft
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Kanton Bern

Die politische Mitte soll im 
Regierungsrat vertreten sein.

personen

Kanton Thurgau

Evp Bern nimmt kurs auf den  
regierungsrat

Den 6. Sitz im Grossen 
rat zurückerobern 

Die EVP Bern schickt 
ihren Grossrat Pat-
rick Gsteiger bei den 

Regierungsersatzwahlen am 
28. Februar 2016 als Kandidat 
der Mitte ins Rennen um die 
zwei frei werdenden Re-
gierungssitze. Der Romand 
will den garantierten Sitz 
des Berner Juras erobern. 
Die anderen Mitteparteien 

glp und CVP unterstützen 
Gsteiger offiziell. «Lösun-
gen statt Blockaden – Bern 
braucht die Mitte» lautet 
der Slogan des 48-jährigen 
Familienvaters. Der Un-
ternehmer bringt 20 Jahre 
politische Erfahrung als 
Gemeinde-, Regional- und 
Kantonalpolitiker mit und 
gilt als idealer Brückenbauer 

zwischen 
den politi-
schen La-
gern und 
Sprach-
regionen. 
Er politi-
siert seit 
2010 im 
Grossen 
Rat und 

ist Mitglied 
der Si-

cherheitskommission. Die 
Chancen auf einen Mitte-Sitz 
im Regierungsrat gelten 
als nicht sicher. Aber mit 
vereinten Kräften liegt eine 
Überraschung im Bereich des 
Möglichen. 

Der Kanton Thurgau 
wählt am 10. April 
2016 den Grossen Rat 

neu. Die EVP hält zurzeit 5 
der 130 Sitze. Ihr erklärtes 
Ziel ist es, den 2012 verloren 
gegangenen Sitz wieder zu-
rück zu gewinnen. Erstmals 
tritt in den Bezirken Arbon, 
Frauenfeld und Kreuzlin-
gen auch die *jevp mit einer 
eigenen Liste an. Listenver-
bindungen werden in den 
Bezirken eingegangen, sind 
zu Redaktionsschluss jedoch 
noch nicht bekannt gegeben 
worden. Spitzenkandidieren-
de sind (v.lks. nach rechts): 
Doris Günter (Arbon), Elisa-
beth Rickenbach, Wolfgang 
Ackerknecht (Frauenfeld), 
Ruedi Bär (Kreuzlingen), 
Fritz Rupp (Münchwilen), 
Hansjörg Haller (Weinfelden)

Gilt als Brückenbauer zwischen den politischen 
Lagern und Sprachregionen: Patrick Gsteiger.

VON Regula Streckeisen
regula.streckeisen@evp-thurgau.ch

Kanton St. Gallen

Zulegen, um den 2. 
Sitz zu halten

Die EVP St. Gallen steht 
am 28. Februar 2016 
vor der Herausforde-

rung, ihre beiden Mandate 
im Kantonsrat zu verteidi-
gen. Im Wahlkreis Werden-
berg stehen die Chancen 
hierfür gut. Schwieriger 
präsentiert sich die Lage für 
Jascha Müller (bisher) im 
Wahlkreis St. Gallen. Hier 
muss die EVP zulegen, um 
den Sitz halten zu können. 
Auch im Wahlkreis Ror-
schach stellte die EVP eine 
renommierte Liste auf die 
Beine. Spitzenkandidierende 
sind u.a.: Hans Oppliger, Ur-
sula Schweizer, Micha Wink-
ler, Eliane Schindler, beide 
*jevp (Werdenberg), Jascha 
Müller (St. Gallen), Wieland 
Bärlocher (Rorschach) (von 
lks. nach rechts).

VON Samuel Eugster
sekretariat@evp-sg.ch

Neu im Grossen Rat AG

Uriel Seibert, 24, sitzt seit 
Dezember 2015 für den vorzei-
tig zurückgetretenen Gottlieb 
Trachsler-Bolliger im Aargauer 
Grossen Rat.

Ebenfalls neu für die EVP 
im Grossen Rat des Kantons 
Aargau: Christian Minder, 32.

Bern

Thurgau
St. Gallen
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VON Philippe Messerli
philippe.messerli@evp-be.ch
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Jahresziele der 
EVP Schweiz 

1.	 Personalwechsel und 
Neuorganisation im 
Generalsekretariat

2.	 Erfolgreiche Abstim-
mungskampagne gegen 
das Fortpflanzungsme-
dizingesetz

3.	 Steigerung der exter-
nen Wahrnehmung

4.	 Finanzierung der lau-
fenden Verpflichtungen

5.	 Verstärkung und Ver-
breiterung der Mitglie-
derbasis

6.	 Strategische Vorberei-
tungsarbeiten für die 
Nationalratswahlen 
2019

7.	 Gezielte administrative 
und organisatorische 
Unterstützung der Kan-
tonalparteien

8.	 Vereinfachung der 
CRM-Prozesse

Aus der GL 

Kt. Schwyz

Am 20. März 2016 tritt 
die EVP Schwyz erst-
mals unter dem dop-

pelten Puckelsheimer zu den 
Kantonsratswahlen an. Sie 
muss mindestens 1 % Wähle-
ranteil gewinnen, um in die 
Verteilung zu kommen. Die 
Spitzenkandidierenden Doris 
Beeler und  Peter Langhart 
sind renommierte Persön-
lichkeiten des öffentlichen 
Lebens, der Kanton gilt je-
doch als sehr konservativ. 

Mitmachen und Mitgestalten

DaS Referendum Steht!

Rund 60'000 gegen das 
überzogene FMedG-Gesetz

VON Hans-Ruedi Minder
hrminder@sunrise.ch

Konservati-
ves Umfeld 

Ohne ihre Basis kann eine Par-
tei auf Dauer nicht bestehen. 
Es braucht Menschen vor Ort, 
die bereit sind, sich politisch 
zu engagieren, mitzugestalten 
und zu kandidieren. Aufgaben 
gibt es viele, auch kleinere, 
und das in allen Orts- und Kan-
tonalsektionen. Packen Sie mit 
an. Geben Sie der EVP vor Ort 
ein Gesicht - Ihr Gesicht!  
EVP Kanton Solothurn
Die EVP im Kanton Solothurn 
steht am Scheideweg.  Wenn 
sich niemand bereit erklärt, 
die verschiedenen vakanten 
Ämter zu besetzen, muss die 
EVP Solothurn ihre Tätigkeit 
einstellen. Dies wäre fatal für 
die gesamte EVP, hat die Partei 
doch immerhin ein Kantons-
ratsmandat und zwei Gemein-
deparlamentsmandate inne. 
Es braucht zwingend neue 
Leute unter anderem für den 
Vorstand, das Präsidium, das 
Gemeinderatsmandat in Olten 
und den Kantonsrat. 
rene.steiner@evp-so.ch 
 

EVP Kanton Schwyz
Die EVP Schwyz sucht aktiv 
Mitwirkende. Speziell in den 
Bezirken March und Inner-
schwyz (Schwyz, Arth usw.) 
braucht es für den Anfang ein 
oder zwei Leute, die bereit 
sind, die Fäden in die Hand 
zu nehmen. Im Vorstand ist 
zudem demnächst der Posten 
des Präsidenten altersbedingt 
neu zu besetzen, ebenso auf 
die nächste GV hin weitere 
Vorstandssitze. 
hrminder@sunrise.ch

EVP Kanton Freiburg 
Wegen Kandidierendenman-
gels musste die EVP Freiburg 
auf eine Teilnahme an den Ge-
meindewahlen 2016 verzich-
ten. Konsequenz: Die EVP wird 
per 2016 wohl alle Parlaments-
sitze im Kanton FR verlieren! 
Damit steht die EVP FR prak-
tisch vor einem Neuanfang, 
für den es engagierte Leute im 
Vorstand braucht: Sekretär/in 
(möglichst bilingue), Buchhal-
tung, Medien oder Präsidium. 
simon.grebasch@bluewin.ch

Packen Sie mit an – Die EVP und 
unser Land brauchen Sie!

Das überparteiliche Komitee beim Einreichen der Unterschriften

Das überparteiliche Ko-
mitee «NEIN zu diesem 
Fortpflanzungsmedizin-

gesetz» hat im Dezenber zu-
sammen mit weiteren Komitees 
rund 60'000 Unterschriften ge-
gen das FMedG fristgerecht bei 
der Bundeskanzlei deponiert. 
Das Referendum ist zustande 

gekommen!  Das viel zu weit 
gehende neue Fort­pflan­zungs
medizingesetz kann damit per 
Volksabstimmung im Juni 2016 
ans Parlament zurückgewiesen 
werden. Wir wollen möglichst 
klare und enge Grenzen für die 
Anwendung der Präimplantati-
onsdiagnostik (PID)!
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